
Kreise, trotz weitgehender Vor
schläge der sozialistischen Staa
ten zur Abrüstung und Entspan
nung am Konzept der nuklearen 
Abschreckung festzuhalten, die 
Rüstung weiter zu forcieren und 
die internationale Zusammenar
beit, zum Beispiel durch die be-~ 
rüchtigten COCOM-Bestimmun- 
gen, zu behindern.
Genauso ist die mit großem Auf
wand betriebene ideologische Di
version gegen die sozialistischen 
Länder Ausdruck dafür, daß reak
tionäre imperialistische Kreise 
sich nicht mit den Realitäten in 
der internationalen Entwicklung 
abfinden wollen. Im Verhältnis 
zwischen der BRD und der DDR 
findet das seinen Ausdruck unter 
anderem darin, daß Kräfte, die 
maßgeblich die Regierungspoli
tik der BRD bestimmen, sich 
nicht mit den Ergebnissen der 
Nachkriegsentwicklung in Europa 
abfinden wollen. Sie wähnen, ihr 
Handlungsspielraum erstreckt 
sich noch immer in den Grenzen 
des ehemaligen deutschen Rei
ches von 1937. Sie glauben, über 
die Bürger der DDR bestimmen 
zu können und mischen sich un
verfroren in innere Angelegenhei
ten der DDR ein.
Die Komunisten, die führenden 
Parteien in den sozialistischen 
Ländern haben nie ein Hehl dar
aus gemacht, daß es das Ziel des 
Kampfes der Arbeiterklasse ist 
und bleibt, weltweit eine klassen
lose, die kommunistische Gesell
schaftsordnung zu errichten. Den 
Apologeten der aggressivsten 
und reaktionärsten Kreise des Im
perialismus ist das immer wieder 
Aniaß, den sozialistischen Län
dern aggressive Absichten zu un
terstellen. Das findet seinen Aus
druck in der seit 1917 ständig in 
neuen Varianten in Umlauf ge
setzten Lüge von der „Bedrohung 
aus dem Osten".
Lenin trat bereits in Bestimmung 
der Politik des jungen Sowjet
staates entschieden und konse
quent Auffassungen entgegen, 
der Sozialismus könne Völkern 
von außen aufgezwungen wer
den. Er begründete, daß die Völ-
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ker den Übergang vom Kapitalis
mus zum Sozialismus nur aus ei
gener Kraft vollziehen können. 
Ein „Export der sozialistischen 
Revolution" ist der Weltanschau

ung der Arbeiterklasse fremd. 
Natürlich gibt es zwischen der 
umfassenden Durchsetzung der 
Politik der friedlichen Koexistenz, 
der Entwicklung des revolutionä
ren Weltprozesses und des 
schließlichen Sieges des Sozia
lismus im Weltmaßstab einen un
mittelbaren Zusammenhang. Er 
besteht darin, daß die weitere 
Stärkung der sozialistischen Län
der, daß die volle Ausprägung 
der dieser Gesellschaftsordnung 
innewohnenden Vorzüge und 
Werte auf die Werktätigen in den 
kapitalistischen Ländern aus
strahlt. Das gibt deren politi
schen Handeln bei der Gestal
tung menschenwürdiger Verhält
nisse Kraft und Orientierung.
Die volle Durchsetzung der Poli
tik der friedlichen Koexistenz, 
darüber darf es keinen Zweifel 
geben, erfordert einen langwieri
gen und erbitterten Kampf gegen 
die aggressivsten imperialisti
schen Kreise. Wobei nicht über
sehen werden darf, daß es heute 
jn den imperialistischen Ländern

Kräfte gibt, die erkennen, daß 
Friedenssicherung, daß die Be
wältigung der wissenschaftlich- 
technischen Revolution, daß sol
che globalen Aufgaben wie der 
Schutz der natürlichen Umwelt 
und andere zu Grundbedingun
gen für das Überleben der Bour
geoisie als Klasse geworden 
sind. Das ist, so deren Stand
punkt, nicht im Kampf gegen den 
Sozialismus, sondern in wach
sendem Maße nur in Zusammen
arbeit mit ihm möglich.
Diese politische Zusammenarbeit 
erfordert den politischen Willen, 
alle bestehenden und neu auftre
tenden Probleme zwischen den 
Staaten entgegengesetzter ge
sellschaftlicher Ordnung aus
schließlich mit friedlichen Mitteln 
zu lösen. Dieser politische Willen 
ist zunehmend Grundlage des 
Handelns einer international an 
Breite gewinnenden Koalition der 
Vernunft und des Realismus, zu 
deren Entstehen und Festigung 
die von unserer Partei betriebene 
Dialogpolitik wesentlich beigetra
gen hat.
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